
«Das ist ein empfindlicher Dämpfer»
Wirtschaftspolitik Daniel Knecht, Präsident der Industrie- und Handelskammer, verteidigt sie

Auch wenn Daniel Knecht,
Präsident der Aargauischen
Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK), bedauert, dass
der Planungsbericht Wachs-
tumsorientierte Wirtschafts-
politik vom Grossen Rat ver-
schmäht wurde: Sorgen
macht ihm mehr das Signal,
das damit ausgesendet
wurde, als die Sache selbst.
Trotzdem begrüsst er, dass
die Regierung wirtschaftspoli-
tisch am Ball bleibt.

BALZ BRUDER

Herr Knecht, waren Sie überrascht,
als Sie hörten, dass der Grosse Rat
den Planungsbericht Wachstums-
orientierte Wirtschaftspolitik bach-
ab geschickt hat?
Daniel Knecht: Ja, ich war über-
rascht, dass der Planungsbericht in
Bausch und Bogen abgelehnt wur-
de. Ich war davon ausgegangen,
dass das Papier vom Grossen Rat
verbessert, aber genehmigt wird.
Denn ich beurteilte es grundsätz-
lich als positiv, dass die Wirt-
schaftspolitik endlich ein prioritä-
res Thema für die Regierung wurde
und hoffte, dass sich das Parlament
dieser Haltung anschliessen würde.

Bedauern Sie als AIHK-Präsident,
dass der Aargau – abgesehen von
der Verfassung – nach wie vor
über keine wirtschaftspolitischen
Leitplanken verfügt?
Knecht: Ja, das bedaure ich. Und
zwar weniger wegen des Planungs-
berichts an sich, sondern des Si-
gnals wegen, das mit der Ableh-
nung ausgesendet wurde. Nach-
dem es in jüngerer Vergangenheit
gelungen war, innerhalb und aus-
serhalb des Kantons eine wirt-
schaftspolitische Aufbruchstim-
mung spürbar werden zu lassen,
erhielt die Regierung, die das Dos-
sier zur Chefsache erklärt hatte, ei-
nen empfindlichen Dämpfer. Das
ist schlecht für die Ausstrahlung.

Der Regierungsrat hat signalisiert,
er wolle nun von der Planungs- di-
rekt in die Umsetzungsphase
wechseln und ein Standortförde-
rungsgesetz ausarbeiten. Eine
nachvollziehbare Reaktion?
Knecht: Der Regierungsrat hat in
der Sache seinen Führungsan-

spruch kundgetan und ist auf-
grund einer unheiligen politischen
Allianz im Grossen Rat gescheitert.
Will die Regierung ihre Verantwor-
tung für die Wirtschaftspolitik wei-
ter wahrnehmen, finde ich es rich-
tig, wenn die Exekutive ihre Politik
nun konkretisiert. Dies umso mehr,
als die Legislative im Gesetzge-
bungsverfahren ohnehin wieder
zum Zug kommen wird. Ohne die
Mitwirkung und Zustimmung des
Parlaments wird nichts gehen.

Welche Erwartungen hat die Aar-
gauer Wirtschaft an eine kantonale
Wirtschaftspolitik? Beziehungswei-
se: Braucht es eine solche denn
überhaupt?
Knecht: Ja, natürlich braucht es ei-
ne solche. Denn eine florierende
Wirtschaft schafft Arbeitsplätze
und zahlt Steuern, damit der Staat
seine Aufgaben wahrnehmen
kann. Was wir erwarten, sind Rah-
menbedingungen, die eine positive
Umfeldentwicklung für unterneh-
merisches Handeln erlauben. Dabei
geht es zum einen um Infrastruk-
turen von Bildung bis Verkehr, zum
andern aber auch um schlanke Ver-
fahren und möglichst wenig Admi-
nistration und Staatsdirigismus.

Das heisst: Sie wollen zwar eine
Rahmenpolitik, aber keinen Staats-
interventionismus.
Knecht: Das ist genau so. Der Staat
sollte seine Möglichkeiten in der
Wirtschaftspolitik nicht überschät-
zen. Es ist unsere Auffassung, dass
die beste Durchmischung der Wirt-
schaft stattfindet, wenn sowohl für
bestehende als auch für neue Un-
ternehmen im Kanton möglichst
gute Bedingungen für die Entfal-
tung der unternehmerischen Akti-
vität bestehen. Denn es kann nicht
sein, dass ein Unternehmer seine
Energie damit verbraucht, sich Ge-
danken darüber zu machen, wie er
an möglichst viele staatliche Sub-
ventionen kommt. Er soll seine Zeit
für seine Produkte, Kunden und
Mitarbeiter einsetzen können.

Worin besteht für die Aargauer
Volkswirtschaft in den kommen-
den Jahren die grösste Herausfor-
derung?
Knecht: Das ist eindeutig die Bewäl-
tigung des Strukturwandels von
der Industrie- zur Dienstleistungs-

und Wissensgesellschaft. Da haben
wir im Aargau ein Problem, das an
der unterdurchschnittlichen Ent-
wicklung des Pro-Kopf-Einkom-
mens und an der Wertschöpfung
pro Arbeitsplatz ablesbar ist. Einer
der Gründe für den weniger als
durchschnittlichen Profit, den der
Aargau aus dem Wirtschaftswan-
del zu ziehen vermag, ist das Feh-
len eines Gravitationszentrums im
Kanton. Das wird zum Beispiel
spürbar, wenn es um die Ansied-
lung von wissensbasierten oder in-
ternationalen Unternehmen geht.

Eine Zentrenbildung im Kanton
muss deshalb unbedingt sein. Und
es braucht auch ein gutes Standort-
marketing, denn die Markenbil-
dung ist in diesem Bereich sehr
wichtig. Allerdings stellt sich hier
die Frage, auf welchem Weg das bes-
te Marketing für den Standort zu
erreichen ist. Und vergessen wir
darob nicht, dass es in erster Linie
immer darum gehen muss, beste-
hende Betriebe im Kanton nicht zu
verlieren. Das ist auch die vor-
nehmste Aufgabe einer kantonalen
Wirtschaftspolitik.

ZUR PERSON
Der 51-jährige Da-
niel Knecht ist seit
diesem Frühling
Präsident der Aar-
gauischen Indus-
trie- und Handels-
kammer, welche
die Interessen von
1342 Mitgliedsfir-
men vertritt. Die
von ihm geführte
Knecht Brugg Hol-
ding ist in den Be-
reichen Tiefbau,
Transporte, Haus-
technik und Recy-
cling tätig und er-
zielt mit 170 Mit-
arbeitern einen
Umsatz von
knapp 40 Millio-
nen Franken pro
Jahr. (BBR.)
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